
Behörden müssen Lebensmittelbetriebe regelmäßig kontrollieren. Wie oft sie das zu 
tun haben regelt die Allgemeine Verwaltungsvorschrift Rahmen-Überwachung (AVV 
RÜb). Ende Juli hatte das Bundeskabinett auf Vorschlag von 
Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner eine Neufassung der AVV RÜb 
beschlossen und den Ländern zur Zustimmung übersandt. Der neue Entwurf sieht 
insbesondere für Betriebe in höheren Risikoklassen weniger verpflichtende Kontrollen 
vor. Auf einer heutigen Pressekonferenz kritisieren der Bundesverband der beamteten 
Tierärzte (BbT), der Bundesverband der Lebensmittelkontrolleure Deutschlands 
(BVLK) und foodwatch, dass die Neufassung der AVV RÜb die Arbeit der 
Lebensmittelüberwachung schwächen und die Personalsituation in den Ämtern weiter 
verschärfen würde. Klaus Müller, Vorstand des Verbraucherzentrale Bundesverbands 
(vzbv), kommentiert: 
  
„Verbraucherinnen und Verbraucher wollen sichere Lebensmittel. Eine funktionierende und 
personell gut ausgestattete Lebensmittelüberwachung ist dafür unerlässlich. Der vzbv fordert 
deshalb mehr Personal, mehr Kontrollen und mehr Transparenz. Der Vorschlag von 
Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner könnte die Arbeit der 
Lebensmittelüberwachung schwächen und ist somit das falsche Signal. Eine Verkürzung der 
Intervalle schafft zwar mehr Flexibilität für die Überwachung, doch könnte diese von den 
Ländern für einen weiteren Personalabbau ausgenutzt werden. Ich appelliere daher an den 
Bundesrat, der aktuellen Neufassung nicht zuzustimmen.“  
  
Klaus Müller, Vorstand vzbv 
 

 


